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Abkommen EFTA-Bosnien und Herzegowina

Ubersetzung*

Freihandelsabkommen zwischen den EFTA-Staaten und und Bosnien und Herze-
gowina?

Abgeschlossen in Trondheim am 24. Juni 2013

Von der Bundesversammlung genehmigt am ...3

Ratifikationsurkunde von der Schweiz hinterlegt am ...

In Kraft getreten fir die Schweiz am ...

Praambel

Island, das Firstentum Liechtenstein, das Konigreich Norwegen und die Schweizerische Eidgenossen-
schaft

(nachfolgend als «die EFTA-Staaten» bezeichnet)

einerseits

und

Bosnien und Herzegowina

andererseits,

nachfolgend einzeln als eine «Vertragspartei» und gemeinsam als die «Vertragsparteien» bezeichnet:

in Anerkennung des gemeinsamen Wunsches, die Bande zwischen den EFTA-Staaten einerseits und
Bosnien und Herzegowina andererseits durch die Errichtung enger und dauerhafter Beziehungen zu
festigen;

eingedenk ihrer Absicht, sich am Prozess der wirtschaftlichen Integration innerhalb der Region Euro-
Mittelmeer aktiv zu beteiligen, und ihre Bereitschaft ausdriickend, bei der Suche nach Mitteln und Wegen
zur Festigung dieses Prozesses zusammenzuarbeiten;

in Bekraftigung ihres Bekenntnisses zur Demokratie, zur Rechtsstaatlichkeit, zu den Menschenrechten
und Grundfreiheiten im Einklang mit ihren vélkerrechtlichen Verpflichtungen, einschliesslich der Charta
der Vereinten Nationen* und der Allgemeinen Erklarung der Menschenrechte;

mit dem Wunsch, glinstige Voraussetzungen fir die Entwicklung und Diversifizierung des gegenseitigen
Handels zu schaffen und die handels- und wirtschaftspolitische Zusammenarbeit in Bereichen von ge-
meinsamem Interesse auf der Grundlage der Gleichberechtigung, des beiderseitigen Nutzens, der
Nichtdiskriminierung und des Vélkerrechts zu fordern;

entschlossen, auf ihren jeweiligen Rechten und Pflichten aus dem Abkommen von Marrakesch zur Er-
richtung der Welthandelsorganisation® (nachfolgend als «WTO-Abkommen» bezeichnet) und den ande-
ren darunter fallenden Abkommen aufbauend das multilaterale Handelssystem zu fordern und zu starken
und damit zur harmonischen Entwicklung und Ausweitung des Welthandels beizutragen;

1 Ubersetzung des englischen Originaltextes

2 Die Anhange zum Abkommen kénnen beim Bundesamt fiir Bauten und Logistik BBL,
Verkauf Bundespublikationen, 3003 Bern bezogen werden und sind auf der Internetseite des EFTA-
Sekretariates verfuigbar: http://www.efta.int/free-trade/free-trade-agreements/bosnia-and-

herzegovina.
3 BBl 2014 1341
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in Bekraftigung ihres Bekenntnisses, das Ziel der nachhaltigen Entwicklung zu verfolgen, und in Aner-
kennung der Bedeutung, die diesbeziglich der Koharenz und gegenseitigen Abhangigkeit der Handels-,
Umwelt- und Arbeitspolitiken zukommt;

eingedenk ihrer Rechte und Pflichten aus den multilateralen Umweltiibereinkommen, denen sie angeh6-
ren, und der Einhaltung der grundlegenden Prinzipien und Rechte bei der Arbeit, einschliesslich der
Grundséatze der massgeblichen Ubereinkommen der Internationalen Arbeitsorganisation® (nachfolgend
als «|IAO» bezeichnet), denen sie angehéren;

mit dem Ziel, einhergehend mit hohem Gesundheits-, Sicherheits- und Umweltschutz neue Beschafti-
gungsmaglichkeiten zu schaffen und die Lebensverhéltnisse zu verbessern;

entschlossen, dieses Abkommen in Ubereinstimmung mit dem Ziel zu verwirklichen, die Umwelt durch
vernunftige Umweltbewirtschaftung zu erhalten und zu schitzen und eine optimale Nutzung der natrli-
chen Ressourcen der Welt in Ubereinstimmung mit dem Ziel der nachhaltigen Entwicklung zu foérdern;

in Bekraftigung ihres Bekenntnisses zur Verhinderung und Bekampfung von Korruption im internationa-
len Handel und bei internationalen Investitionen sowie zur Forderung der Grundséatze von Transparenz
und guter Regierungsfiihrung;

in Anerkennung der Bedeutung von guter Unternehmensfihrung und verantwortungsvollem Unterneh-
mensverhalten fur die nachhaltige Entwicklung und in Bekraftigung ihres Zieles, Unternehmen zur Be-
ricksichtigung von entsprechenden international anerkannten Richtlinien und Grundséatzen wie den
OECD-Leitsatzen fur multinationale Unternehmen, den OECD-Grundsatzen der Corporate Governance
und den Grundsatzen des Global Compact der Vereinten Nationen zu ermutigen;

ihre Bereitschaft bekundend, die Mdglichkeit zur Entwicklung und Vertiefung ihrer Wirtschaftsbeziehun-
gen zu prufen, um sie auf Bereiche auszudehnen, die nicht unter dieses Abkommen fallen;

Uberzeugt, dass dieses Abkommen die Wettbewerbsfahigkeit ihrer Unternehmen auf den Weltmarkten
verbessern und Bedingungen schaffen wird, die fir die Wirtschafts-, Handels- und Investitionsbeziehun-
gen zwischen ihnen férderlich sind;

haben zur Erreichung dieser Ziele folgendes Freihandelsabkommen (nachfolgend als dieses «Abkom-
men» bezeichnet) abgeschlossen:

1. Kapitel Allgemeine Bestimmungen

Artikel 1 Ziele

1. Die EFTA-Staaten und Bosnien und Herzegowina errichten mit diesem Abkommen und den gleich-
zeitig zwischen jedem einzelnen EFTA-Staat und Bosnien und Herzegowina abgeschlossenen Zu-
satzabkommen Uber den Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen eine Freihandelszone, um
den Wohlstand und die nachhaltige Entwicklung in ihren Hoheitsgebieten zu fordern.

2. Die Ziele dieses Abkommens, das auf Handelsbeziehungen zwischen marktwirtschaftlich orientier-
ten Landern und dem Respekt der demokratischen Grundsétze und der Menschenrechte beruht,
sind:

(a) die Liberalisierung des Warenverkehrs im Einklang mit Artikel XXIV des Allgemeinen Zoll- und
Handelsabkommens 19947 (nachfolgend als «GATT 1994» bezeichnet);

(b) die gegenseitige Ausweitung von Investitionsmaoglichkeiten zwischen den Vertragsparteien und
die schrittweise Schaffung eines fiur die Zunahme des Dienstleistungshandels forderlichen
Rahmens;

(c) fur gerechte Wettbewerbsbedingungen im Handel zwischen den Vertragsparteien zu sorgen
und einen angemessenen und wirksamen Schutz der Rechte an geistigem Eigentum sicherzu-
stellen;

6 SR0.820.1
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(d) die schrittweise Erreichung einer weiteren Liberalisierung der 6ffentlichen Beschaffungsmarkte
der Vertragsparteien auf der Grundlage der Gegenseitigkeit;

(e) die Entwicklung des internationalen Handels auf eine Weise, die zum Ziel der nachhaltigen
Entwicklung beitragt und sicherstellt, dass dieses Ziel in der Handelsbeziehung der Vertrags-
parteien eingeschlossen ist und in ihr Ausdruck findet; und

(f) auf diese Weise einen Beitrag zur harmonischen Entwicklung und Ausweitung des Welthandels
zu leisten.

Artikel 2 Diesem Abkommen unterliegende Handelsbeziehungen

1. Vorbehéltlich anderslautender Bestimmungen gilt dieses Abkommen fir die Handelsbeziehungen
zwischen den einzelnen EFTA-Staaten einerseits und Bosnien und Herzegowina andererseits, nicht
aber fur die Handelsbeziehungen zwischen einzelnen EFTA-Staaten.

2. Gestitzt auf die mit dem Zollvertrag vom 29. Marz 19238 zwischen der Schweiz und Liechtenstein
errichtete Zollunion vertritt die Schweiz Liechtenstein in den darunter fallenden Angelegenheiten.

Artikel 3 Verhaltnis zu anderen internationalen Abkommen

1. Die Vertragsparteien bekraftigen ihre Rechte und Pflichten, die sich aus dem WTO-Abkommen, den
anderen im WTO-Rahmen ausgehandelten Abkommen, bei denen sie Vertragspartei sind, und aus
anderen internationalen Ubereinkommen, bei dem sie Vertragspartei sind, ergeben.

2. Die Bestimmungen dieses Abkommens beriihren die Auslegung oder Anwendung von Rechten und
Pflichten nicht, die sich aus irgendeinem anderen internationalen Investitionsabkommen, bei dem
Bosnien und Herzegowina und ein oder mehrere EFTA-Staaten Vertragsparteien sind, ergeben.

3. Ist eine Vertragspartei der Ansicht, die Beibehaltung oder Schaffung von Zollunionen, Freihandels-
zonen, Grenzverkehrsregelungen oder anderen praferenziellen Abkommen durch eine andere Ver-
tragspartei bewirke eine Anderung des in diesem Abkommen vorgesehenen Handelsregimes, so
kann sie um Konsultationen ersuchen. Die Vertragspartei, die ein solches Abkommen abschliesst,
raumt der ersuchenden Vertragspartei angemessene Gelegenheit fir Konsultationen ein.

Artikel 4 Territorialer Anwendungsbereich

1. Sofern nicht in Artikel 8 abweichend bestimmt, findet dieses Abkommen Anwendung:

(@ auf das Festland, Binnengewasser und die Hoheitsgewasser einer Vertragspartei sowie auf
den Luftraum Uber ihrem Hoheitsgebiet in Ubereinstimmung mit dem Vélkerrecht; und

(b) ausserhalb der Hoheitsgewasser auf Massnahmen, die von einer Vertragspartei in Austibung
ihrer Souveranitatsrechte oder ihrer Gerichtsbarkeit gemass Volkerrecht getroffen werden.

2. Dieses Abkommen gilt mit Ausnahme des Warenverkehrs nicht fir das norwegische Hoheitsgebiet
von Svalbard.

Artikel 5 Zentrale, regionale und lokale Regierungen

Jede Vertragspartei stellt in ihrem Hoheitsgebiet sicher, dass séamtliche Pflichten und Verpflichtungen,
die sich aus diesem Abkommen ergeben, durch die zentralen, regionalen und lokalen Regierungen und
Behodrden sowie durch nichtstaatliche Stellen, die in Ausiibung der ihnen von zentralen, regionalen oder
lokalen Regierungen oder Behérden Ubertragenen Befugnisse handeln, eingehalten werden.

Artikel 6 Transparenz

1. Jede Vertragspartei veroffentlicht oder macht anderweitig inre Gesetze, Vorschriften, Gerichts- und
Verwaltungsentscheide von allgemeiner Tragweite sowie ihre internationalen Abkommen, welche
die Durchfiihrung dieses Abkommens beriihren kénnen, 6ffentlich zugéanglich.

2. Eine Vertragspartei antwortet unverziglich auf spezifische Fragen und stellt einer anderen Ver-
tragspartei auf Ersuchen Informationen zu Angelegenheiten nach Absatz 1 zur Verfiigung. Die Ver-
tragsparteien sind nicht verpflichtet, vertrauliche Informationen offenzulegen.

8 SRO0.631.112.514
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2. Kapitel Warenverkehr

Artikel 7 Geltungsbereich

1.

Dieses Kapitel gilt fur die folgenden Erzeugnisse:

(a) alle Erzeugnisse, die unter die Kapitel 25-97 des Harmonisierten Systems zur Bezeichnung
und Codierung der Waren® (HS) fallen, mit Ausnahme der Erzeugnisse nach Anhang I;

(b) verarbeitete Landwirtschaftsprodukte nach Anhang Il unter gebiihrender Beriicksichtigung der
in diesem Anhang vorgesehenen Bestimmungen; und

(c) Fisch und andere Meeresprodukte nach Anhang Ill.

Jeder EFTA-Staat und Bosnien und Herzegowina haben bilateral ein Abkommen tber den Handel
mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen abgeschlossen. Diese Abkommen bilden Bestandteil der In-
strumente zur Errichtung einer Freihandelszone zwischen den EFTA-Staaten und Bosnien und Her-
zegowina.

Artikel 8 Ursprungsregeln und administrative Zusammenarbeit

1.

Die Bestimmungen zu den Ursprungsregeln und den Methoden der administrativen Zusammenar-
beit sind im Protokoll Gber die Ursprungsregeln festgelegt.

Ab Inkrafttreten des Regionalen Ubereinkommens Uber Pan-Europa-Mittelmeer-
Praferenzursprungsregeln!® (nachfolgend als das «Ubereinkommen» bezeichnet) gelangt das Pro-
tokoll Uber die Ursprungsregeln fur die Vertragsparteien nicht mehr zur Anwendung und die Rechte
und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf die Ursprungsregeln und die administrative Zu-
sammenarbeit zwischen den Zollbehérden der Vertragsparteien richten sich unbeschadet von Arti-
kel 16 nach dem Ubereinkommen.

Tritt eine Vertragspartei vom Ubereinkommen zuriick, nehmen die Vertragsparteien umgehend Ver-
handlungen tber neue Ursprungsregeln fiir dieses Abkommen auf. Bis neue Regeln in Kraft treten,
finden die im Ubereinkommen enthaltenen Ursprungsregeln mutatis mutandis auf dieses Abkom-
men Anwendung, wobei die Kumulation ausschliesslich zwischen den Vertragsparteien zugelassen
ist.

Artikel 9 Zolle

1.

Mit Inkrafttreten dieses Abkommens beseitigen die Vertragsparteien auf Ein- und Ausfuhren von
Erzeugnissen mit Ursprung in einem EFTA-Staat oder in Bosnien und Herzegowina, die von Arti-
kel 7 Absatz 1 Buchstabe a erfasst werden, jegliche Zélle und Abgaben gleicher Wirkung, sofern in
Anhang IV zu diesem Abkommen nichts anderes bestimmt ist. Es werden keine neuen Zélle einge-
fuhrt.

Als Zoll und Abgabe gleicher Wirkung gilt jede Abgabe oder Geblihr jeglicher Art, einschliesslich
jeglicher Art von Zusatzbesteuerung und Zusatzgebihr, die im Zusammenhang mit der Ein- oder
Ausfuhr einer Ware erhoben wird, nicht jedoch eine Abgabe, die im Einklang mit den Artikeln Il und
VIII GATT 1994 erhoben wird.

Artikel 10 Ausgangszolle

1.

Der Ausgangszoll, auf den die schrittweisen Senkungen nach diesem Abkommen anzuwenden sind,
entspricht:

9

10

11
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(@) dem von den EFTA-Staaten am 1. Januar 2011 angewendeten Ansatz des meistbegunstigten
Landes (MFN-Ansatz);

(b) dem von Bosnien und Herzegowina fiir 2011 angewendeten Zolltarif'2.

2. Wird vor, bei oder nach Inkrafttreten dieses Abkommens eine Zollsenkung erga omnes vorgenom-
men, ersetzen diese gesenkten Zollsatze die Ausgangszollsdtze nach Absatz 1 ab dem Zeitpunkt,
zu dem diese Senkungen Anwendung finden, oder ab Inkrafttreten dieses Abkommens, sofern dies
spater erfolgt.

3. Gesenkte Zolle werden auf eine Dezimalstelle oder, im Fall von spezifischen Zdéllen, auf zwei Dezi-
malstellen gerundet.

Artikel 11 Mengenmassige Beschrankungen

Fur die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf mengenmassige Beschrénkungen findet
Artikel XI GATT 199413 Anwendung, der hiermit mutatis mutandis zum Bestandteil dieses Abkommens
erklart wird.

Artikel 12 Interne Steuern und Regelungen

1. Die Vertragsparteien verpflichten sich, alle inlandischen Steuern und anderen Gebihren und Rege-
lungen in Ubereinstimmung mit Artikel Il GATT 1994 sowie anderen massgebenden WTO-
Abkommen anzuwenden.

2.  Exporteuren darf keine Ruckerstattung von inlandischen Steuern gewéhrt werden, die Uber den
Betrag der indirekten Steuern hinausgeht, der auf den fir die Ausfuhr in das Hoheitsgebiet einer
Vertragspartei bestimmten Waren erhoben wird.

Artikel 13 Gesundheitspolizeiliche und pflanzenschutzrechtliche Massnahmen

1. Die Rechte und Pflichten in Bezug auf gesundheitspolizeiliche und pflanzenschutzrechtliche Mass-
nahmen richten sich nach dem WTO-Ubereinkommen tiber die Anwendung gesundheitspolizeilicher
und pflanzenschutzrechtlicher Massnahmen?®.

2. Die Vertragsparteien tauschen Namen und Adressen von Kontaktstellen mit gesundheitspolizeili-
chen und pflanzenschutzrechtlichen Fachkenntnissen aus, um die Kommunikation und den Informa-
tionsaustausch zu erleichtern.

Artikel 14 Technische Vorschriften

1. Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf technische Vorschriften, Normen und
Konformitatsbewertungen richten sich nach dem WTO-Ubereinkommen Uber technische Handels-
hemmnisse?S.

2. Die Vertragsparteien verstarken inre Zusammenarbeit auf dem Gebiet der technischen Vorschriften,
der Normen und der Konformitatsbewertung, um das gegenseitige Verstandnis ihrer jeweiligen Sys-
teme zu verbessern und den Zugang zu ihren jeweiligen Markten zu erleichtern.

Artikel 15 Handelserleichterung

Zur Erleichterung des Handels zwischen den EFTA-Staaten und Bosnien und Herzegowina in Uberein-
stimmung mit den Bestimmungen nach Anhang V:

(@) vereinfachen die Vertragsparteien die Verfahren fir den Warenverkehr und die damit verbun-
denen Dienstleistungen so weit wie mdglich;

12 COffizielles Amtsblatt von Bosnien und Herzegowina Nr. 106/10 vom 22. Dezember 2010
13 SR 0.632.20, Anhang 1A.1
4 SR 0.632.20, Anhang 1A.1
15 SR 0.632.20, Anhang 1A.4
16 SR 0.632.20, Anhang 1A.6
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(b) fordern die Vertragsparteien die Zusammenarbeit untereinander, um ihre Teilnahme an der
Entwicklung und Umsetzung von internationalen Konventionen und Empfehlungen zur Handel-
serleichterung zu verstarken; und

(c) arbeiten die Vertragsparteien im Rahmen des Gemischten Ausschusses im Bereich der Han-
delserleichterung zusammen.

Artikel 16 Unterausschuss uber Ursprungsregeln, Zollverfahren und Handelserleich-
terung

1. Mit Verweis auf die Artikel 8 und 15 wird hiermit ein Unterausschuss des Gemischten Ausschusses
Uber Ursprungsregeln, Zollverfahren und Handelserleichterung (nachfolgend als der «Unteraus-
schuss» bezeichnet) eingesetzt.

2. Die Aufgaben des Unterausschusses sind in Anhang VI aufgefthrt.

Artikel 17 Staatliche Handelsunternehmen

Fur die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf staatliche Handelsunternehmen finden
Artikel XVII GATT 19947 und die Vereinbarung zur Auslegung des Artikels XVII des Allgemeinen Zoll-
und Handelsabkommens 199418 Anwendung, die hiermit mutatis mutandis zu Bestandteilen dieses Ab-
kommens erklart werden.

Artikel 18 Wettbewerbsregeln betreffend Unternehmen

1. Soweit sie geeignet sind, den Handel zwischen einem EFTA-Staat und Bosnien und Herzegowina
Zu beeintrachtigen, sind mit dem guten Funktionieren dieses Abkommens unvereinbar:

(a) alle Vereinbarungen zwischen Unternehmen, Beschlisse von Unternehmensvereinigungen
und aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen zwischen Unternehmen, die eine Verhinde-
rung, Einschrankung oder Verfalschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken; und

(b) der Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung im gesamten Hoheitsgebiet einer Ver-
tragspartei oder in einem wesentlichen Teil davon durch ein oder mehrere Unternehmen.

2. Die Bestimmungen von Absatz 1 gelten fur die Tatigkeiten von offentlichen Unternehmen und fir
Unternehmen, denen eine Vertragspartei besondere oder ausschliessliche Rechte gewahrt, sofern
die Anwendung dieser Bestimmungen die Erfullung der ¢ffentlichen Aufgaben, die den Unterneh-
men zugewiesen wurden, weder de jure noch de facto vereitelt.

3. Die Bestimmungen der Absatze 1 und 2 sind nicht so auszulegen, als entstinden den Unternehmen
daraus unmittelbare Verpflichtungen.

4. Ist eine Vertragspartei der Auffassung, dass eine Verhaltensweise mit den Bestimmungen der Ab-
satze 1 und 2 unvereinbar ist, kann sie Konsultationen im Gemischten Ausschussverlangen. Die be-
troffenen Vertragsparteien unterstiitzen den Gemischten Ausschuss mit allen Mitteln, die fur die Un-
tersuchung des Falles notwendig sind, und unterbinden gegebenenfalls die beanstandete Verhal-
tensweise. Hat die betreffende Vertragspartei innerhalb des vom Gemischten Ausschuss festge-
setzten Zeitraums die beanstandete Verhaltensweise nicht unterbunden oder gelangt der Gemisch-
te Ausschuss nach Abschluss der Konsultationen oder 30 Tage, nachdem um solche Konsultatio-
nen ersucht wurde, zu keiner Einigung, so kann die Vertragspartei, die Konsultationen verlangt hat,
geeignete Massnahmen treffen, um den sich aus der beanstandeten Verhaltensweise ergebenden
Schwierigkeiten abzuhelfen.

Artikel 19 Subventionen und Ausgleichsmassnahmen

1. Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf Subventionen und Ausgleichsmass-
nahmen richten sich vorbehaltlich Absatz 2 nach den Artikeln VI und XVI GATT 1994%° und nach
dem WTO-Ubereinkommen tber Subventionen und Ausgleichsmassnahmen2°,

17 SR 0.632.20, Anhang 1A.1
¥ SR 0.632.20, Anhang 1A.1.b
19 SR 0.632.20, Anhang 1A.1
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2. Bevor, je nach Fall, ein EFTA-Staat oder Bosnien und Herzegowina nach Artikel 11 des WTO-
Ubereinkommens (iber Subventionen und Ausgleichsmassnahmen eine Untersuchung einleitet, um
das Vorliegen, die Héhe und die Auswirkungen einer vermuteten Subvention in einem EFTA-Staat
oder in Bosnien und Herzegowina festzustellen, benachrichtigt die Vertragspartei, die eine Untersu-
chung einleiten will, schriftlich diejenige Vertragspartei, deren Waren untersucht werden sollen, und
gewabhrt ihr eine Frist von 45 Tagen, um eine beiderseits annehmbare Losung zu finden. Die Kon-
sultationen finden im Gemischten Ausschuss statt, falls eine Vertragspartei dies innerhalb von
20 Tagen nach Empfang der Notifikation verlangt.

3. Falls die Situation durch die Konsultationen nach Absatz 2 nicht bereinigt wird, kann die Vertrags-
partei, die eine Untersuchung einleiten will, in Ubereinstimmung mit den Bestimmungen von Ab-
satz 1 verfahren.

Artikel 20 Antidumping

1. Keine Vertragspartei wendet bezlglich Waren mit Ursprung in einer anderen Vertragspartei Anti-
dumpingmassnahmen an, wie sie in Artikel VI GATT 199421 und im WTO-Ubereinkommen zur
Durchfihrung des Artikels VI des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens 199422 vorgesehen
sind.

2. Die Vertragsparteien anerkennen jedoch, dass die wirkungsvolle Umsetzung von Wettbewerbsre-
geln die wirtschaftlichen Ursachen angehen kann, die zu Dumping fuhren.

3. Vier Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens kénnen die Vertragsparteien im Gemischten Aus-
schuss das Funktionieren der Abséatze 1 und 2 dieses Artikels Uberprifen. Danach kénnen die Ver-
tragsparteien im Gemischten Ausschuss alle zwei Jahre Uberpriifungen dieser Angelegenheit
durchfihren.

Artikel 21 Allgemeine Schutzmassnahmen

Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf allgemeine Schutzmassnahmen richten sich
nach Artikel XIX GATT 199423 und nach dem WTO-Ubereinkommen iiber Schutzmassnahmen?24, Ergreift
eine Vertragspartei allgemeine Schutzmassnahmen, so erstreckt sie diese nicht auf Einfuhren von Ur-
sprungserzeugnissen aus einer oder mehreren Vertragsparteien, falls solche Einfuhren nicht allein fur
sich selber einen ernsthaften Schaden verursachen oder zu verursachen drohen. Die Vertragspartei, die
die Massnahme ergreift, weist nach, dass ein solcher Ausschluss im Einklang mit den WTO-Regeln und
der diesbezlglichen Praxis steht.

Artikel 22 Bilaterale Schutzmassnahmen

1. Wird ein Erzeugnis mit Ursprung in einer Vertragspartei infolge der in diesem Abkommen vereinbar-
ten Senkung oder Aufhebung von Zéllen absolut oder im Verhaltnis zur inlandischen Produktion in
derart erhéhten Mengen und unter derartigen Bedingungen in das Hoheitsgebiet einer anderen Ver-
tragspartei eingefuhrt, dass dies eine erhebliche Ursache dafir ist, dass dem inlandischen Wirt-
schaftszweig, der gleichartige oder unmittelbar konkurrierende Waren in der einfihrenden Vertrags-
partei herstellt, ernsthafter Schaden zugefiigt wird oder zugefugt zu werden droht, so kann die ein-
fuhrende Vertragspartei zur Verhiitung oder Behebung des Schadens geméss den Bestimmungen
der Absatze 2-10 die minimal erforderlichen bilateralen Schutzmassnahmen ergreifen.

2. Bilaterale Schutzmassnahmen durfen nur ergriffen werden, wenn nach einer Untersuchung, die
mutatis mutandis nach den Verfahren des WTO-Ubereinkommens iiber Schutzmassnahmen?25
durchgefiihrt wurde, eindeutige Beweise vorliegen, dass die erhéhten Einfuhren ernsthaften Scha-
den verursacht haben oder zu verursachen drohen.

20 SR 0.632.20, Anhang 1A.13
21 SR 0.632.20, Anhang 1A.1
22 SR 0.632.20, Anhang 1A.8
23 SR 0.632.20, Anhang 1A.1
24 SR 0.632.20, Anhang 1A.14
25 SR 0.632.20, Anhang 1A.14
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10.

Die Vertragspartei, die beabsichtigt, eine Schutzmassnahme nach diesem Artikel zu ergreifen, setzt
unverzuglich und in jedem Fall vor Ergreifung der Massnahme die anderen Vertragsparteien dar-
Uber in Kenntnis. Die Notifikation enthélt alle sachdienlichen Informationen, einschliesslich des
Nachweises des ernsthaften Schadens oder einer entsprechenden Gefahr aufgrund der erhéhten
Einfuhren, einer genauen Beschreibung des fraglichen Erzeugnisses, der vorgeschlagenen Mass-
nahme, des vorgeschlagenen Einfihrungszeitpunktes, der erwarteten Geltungsdauer sowie des er-
warteten Zeitplans fur die schrittweise Aufhebung der Massnahme.

Sind die Bedingungen von Absatz 1 erfillt, so kann die einflhrende Vertragspartei Massnahmen
ergreifen, die darin bestehen:

(a) die weitere Senkung eines Zollansatzes, die nach diesem Abkommen flir das Erzeugnis vorge-
sehen ist, auszusetzen; oder

(b) fur dieses Erzeugnis den Zollansatz zu erhéhen, wobei die Zollbelastung nicht héher sein darf
als:

(i) der angewendete Meistbegiinstigungssatz zum Zeitpunkt der Ergreifung der Massnahme;
und

(i) der am Tag unmittelbar vor Inkrafttreten dieses Abkommens angewendete Meistbeglnsti-
gungssatz.

Bilaterale Schutzmassnahmen werden fur nicht mehr als zwei Jahren ergriffen. Unter ganz ausser-
ordentlichen Umstanden kdnnen, nach Prifung durch den Gemischten Ausschuss, Massnahmen
bis zu einer Gesamtdauer von drei Jahren ergriffen werden. Auf die Einfuhr eines Erzeugnisses, das
bereits zuvor Gegenstand einer solchen Massnahme war, kann wéahrend einer Dauer von mindes-
tens vier Jahren nach Beendigung dieser Massnahme keine bilaterale Schutzmassnahme ange-
wendet werden.

Der Gemischte Ausschuss pruft innerhalb von 30 Tagen nach dem Zeitpunkt der Notifikation nach
Absatz 3 die vorgelegten Informationen, um eine gegenseitig annehmbare Losung in der Angele-
genheit zu erleichtern. Bei Ausbleiben einer solchen Lésung kann die einfihrende Vertragspartei
zur Behebung des Problems eine Massnahme nach Absatz 4 ergreifen. Bei der Wahl der bilateralen
Schutzmassnahme ist der Massnahme Vorrang zu geben, die das Funktionieren dieses Abkom-
mens am wenigsten beeintrachtigt. Die bilaterale Schutzmassnahme wird unverziglich den anderen
Vertragsparteien notifiziert und ist im Gemischten Ausschuss Gegenstand regelmassiger Konsulta-
tionen, um insbesondere einen Zeitplan zu erstellen, nach dem die Massnahme aufgehoben wird,
sobald die Umstande es erlauben.

Bei Beendigung der bilateralen Schutzmassnahme ist der Zollansatz gleich demjenigen, der ohne
die Massnahme gegolten hatte.

Liegen kritische Umstéande vor, unter denen ein Aufschub einen schwer wiedergutzumachenden
Schaden verursachen wiirde, kann eine Vertragspartei eine vorlaufige bilaterale Schutzmassnahme
ergreifen, nachdem zuvor festgestellt wurde, dass eindeutige Beweise daflr vorliegen, dass der An-
stieg der Einfuhren der inlandischen Wirtschaft einen ernsthaften Schaden zufligt oder zuzufligen
droht. Die Vertragspartei, die eine solche Massnahme zu ergreifen beabsichtigt, setzt die anderen
Vertragsparteien und den Gemischten Ausschuss unverziglich schriftlich hiervon in Kenntnis. In-
nerhalb von 30 Tagen nach dem Zeitpunkt der Notifikation werden die Verfahren nach den Absat-
zen 2-6 eingeleitet.

Jede vorlaufige bilaterale Schutzmassnahme endet spatestens innerhalb von 200 Tagen. Die Gel-
tungsdauer einer solchen vorlaufigen bilateralen Schutzmassnahme wird zur Geltungsdauer nach
Absatz 5 und deren Verlangerungen hinzugerechnet. Jede Zollerhéhung ist unverziglich zuriickzu-
erstatten, falls die Untersuchung nach Absatz 2 nicht zur Feststellung fiihrt, dass die Bedingungen
von Absatz 1 erflllt sind.

Funf Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens Uberpriifen die Vertragsparteien im Gemischten
Ausschuss, ob die Beibehaltung der Méglichkeit, zwischen ihnen bilateral Schutzmassnahmen zu
ergreifen, erforderlich ist. Beschliessen die Vertragsparteien nach der ersten Uberpriifung die Bei-
behaltung dieser Mdglichkeit, unterziehen sie danach alle zwei Jahre diese Frage im Gemischten
Ausschuss einer Uberpriifung.
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Artikel 23 Verknappungsklausel
1. Fihrt die Einhaltung der Bestimmungen dieses Kapitels:

(@) zu einer kritischen Verknappung oder einer drohenden Verknappung von Nahrungsmitteln oder
anderen Erzeugnissen, die fir die ausflihrende Vertragspartei wesentlich sind; oder

(b) zur Wiederausfuhr in ein Drittland einer Ware, bei der die ausfiihrende Vertragspartei men-
genmassige Ausfuhrbeschrankungen, Ausfuhrzélle oder Massnahmen oder Abgaben gleicher
Wirkung aufrechterhélt, und bringt diese Situation fur die ausfiihrende Vertragspartei erhebli-
che Schwierigkeiten mit sich oder droht mit sich zu bringen,

so kann diese Vertragspartei unter den Voraussetzungen und nach den Verfahren der folgenden Abséat-
ze dieses Artikels geeignete Massnahmen ergreifen.

2. Bevor die Vertragspartei, die Massnahmen zu ergreifen beabsichtigt, Massnahmen nach Absatz 1
ergreift, stellt sie dem Gemischten Ausschuss alle sachdienlichen Informationen zur Verfligung, um
eine flr die Vertragsparteien annehmbare Lésung zu suchen. Die Vertragsparteien kénnen sich im
Gemischten Ausschuss auf alle zur Behebung der Schwierigkeiten erforderlichen Mittel einigen.
Wird innerhalb von 30 Tagen, nachdem die Angelegenheit dem Gemischten Ausschuss unterbreitet
wurde, keine Einigung erreicht, so kann die ausfiihrende Vertragspartei hach diesem Artikel fur die
Ausfuhr des betroffenen Erzeugnisses Massnahmen ergreifen.

3. Bei der Wahl der Massnahmen ist den Massnahmen Vorrang zu geben, die das Funktionieren der
Vereinbarungen dieses Abkommens am wenigsten beeintrachtigen. Diese Massnahmen dirfen
nicht so angewendet werden, dass sie bei Vorliegen gleicher Verhéltnisse zu einer willkirlichen o-
der ungerechtfertigten Diskriminierung oder zu einer verschleierten Handelsbeschrankung fuhren,
und sind aufzuheben, wenn die Verhaltnisse ihre Aufrechterhaltung nicht langer rechtfertigen.

4. Alle geméass diesem Artikel angewendeten Massnahmen werden dem Gemischten Ausschutz un-
verzlglich notifiziert und sind dort Gegenstand regelméssiger Konsultationen, insbesondere im Hin-
blick auf deren Aufhebung, sobald die Umsténde dies erlauben.

Artikel 24 Ausnahmen

Fir die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien nach diesem Kapitel finden beziiglich der allgemeinen
Ausnahmen und der Ausnahmen zur Wahrung der Sicherheit die Artikel XX und XXI GATT 199426 An-
wendung, die hiermit mutatis mutandis zu Bestandteilen dieses Abkommens erklart werden.

3. Kapitel Schutz des geistigen Eigentums

Artikel 25 Schutz des geistigen Eigentums

1. Die Vertragsparteien gewahren und gewahrleisten einen angemessenen, wirksamen und nichtdis-
kriminierenden Schutz der Rechte an geistigem Eigentum und treffen in Ubereinstimmung mit den
Bestimmungen dieses Artikels, mit Anhang VII und den darin genannten internationalen Abkommen
Massnahmen zur Durchsetzung dieser Rechte gegen deren Verletzung, Falschung und Piraterie.

2. Die Vertragsparteien gewahren den Staatsangehérigen der anderen Vertragsparteien eine Behand-
lung, die nicht ungunstiger ist als diejenige, die sie ihren eigenen Staatsangehdrigen gewahren.
Ausnahmen von dieser Verpflichtung miissen in Ubereinstimmung mit den materiellen Bestimmun-
gen der Artikel 3 und 5 des WTO-Abkommens vom 15. April 199427 (iber handelsbezogene Aspekte
der Rechte an geistigem Eigentum (nachfolgend als «TRIPS-Abkommen» bezeichnet) stehen.

3. Die Vertragsparteien gewahren den Staatsangehérigen der anderen Vertragsparteien eine Behand-
lung, die nicht ungunstiger ist als diejenige, die sie den Staatsangehdrigen eines jeden anderen
Staates gewahren. Ausnahmen von dieser Verpflichtung missen in Ubereinstimmung mit den mate-
riellen Bestimmungen des TRIPS-Abkommens, insbesondere mit dessen Artikeln 4 und 5, stehen.

26 SR 0.632.20, Anhang 1A.1
27 SR 0.632.20, Anhang 1C
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4. Die Vertragsparteien vereinbaren, auf Ersuchen einer Vertragspartei die Bestimmungen Uber den
Schutz der Rechte an geistigem Eigentum in diesem Artikel und in Anhang VII zu Uberprifen, um
das Schutzniveau weiter zu verbessern und um Handelsverzerrungen, die sich aus dem gegenwér-
tigen Umfang des Schutzes der Rechte an geistigem Eigentum ergeben, zu vermeiden oder zu be-
seitigen.

4. Kapitel Investitionen, Dienstleistungen und 6ffentliches Beschaffungswesen

Artikel 26 Investitionen

1. Die Vertragsparteien sind bestrebt, fir Investoren der anderen Vertragsparteien, die in ihrem Ho-
heitsgebiet Investitionen tatigen oder zu tatigen suchen, in ihrem Hoheitsgebiet fir bestandige, ge-
rechte und transparente Investitionsbedingungen zu sorgen.

2. Die Vertragsparteien lassen Investitionen von Investoren der anderen Vertragsparteien in Uberein-
stimmung mit ihren Gesetzen und Vorschriften zu. Sie anerkennen die Unangemessenheit einer In-
vestitionsforderung durch die Lockerung von Gesundheits-, Sicherheits- oder Umweltnormen.

3. Die Vertragsparteien anerkennen die Bedeutung der Férderung von Investitions- und Technologief-
lissen als ein Mittel zur Erreichung von Wirtschaftswachstum und Entwicklung. In dieser Hinsicht
kann die Zusammenarbeit Folgendes umfassen:

(a) angemessene Massnahmen zur Identifizierung von Investitionsmdglichkeiten sowie Informati-
onskanéle bezuglich investitionsrelevanter Vorschriften;

(b) den Informationsaustausch zu Massnahmen bezlglich der Férderung von Auslandsinvestitio-
nen; und

(c) die Forderung eines rechtlichen Umfelds, das zunehmenden Investitionsfliissen forderlich ist.

4. Die Vertragsparteien bekréftigen ihr Bekenntnis, spatestens funf Jahre nach Inkrafttreten dieses
Abkommens im Gemischten Ausschuss investitionsbezogene Angelegenheiten, einschliesslich des
Rechts von Investoren einer Vertragspartei, sich im Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei nie-
derzulassen, zu Uberprifen.

5. Island, Liechtenstein und die Schweiz einerseits sowie Boshien und Herzegowina andererseits un-
terlassen in Bezug auf Investitionen einer in diesem Absatz genannten anderen Vertragspartei will-
kurliche oder diskriminierende Massnahmen und halten in Bezug auf spezifische Investitionen eines
Investors einer in diesem Absatz genannten anderen Vertragspartei die Verpflichtungen ein, die sie
eingegangen sind.

Artikel 27 Dienstleistungshandel

1. Die Vertragsparteien streben in Ubereinstimmung mit den Bestimmungen des Allgemeinen Abkom-
mens Uber den Handel mit Dienstleistungen® (nachfolgend als «GATS» bezeichnet) eine schritt-
weise Liberalisierung und Offnung ihrer Méarkte fur den Dienstleistungshandel an.

2. Gewahrt eine Vertragspartei nach Inkrafttreten dieses Abkommens einer Nicht-Vertragspartei zu-
satzliche Vorteile fur den Zugang zu ihren Dienstleistungsmarkten, so willigt sie in die Aufnahme
von Konsultationen ein, um diese Vorteile auf Grundlage der Gegenseitigkeit auf eine andere Ver-
tragspartei auszudehnen.

3. Die Vertragsparteien verpflichten sich, die Absétze 1 und 2 laufend zu tberpriifen, um in Uberein-
stimmung mit Artikel V GATS ein Abkommen zur Liberalisierung des Dienstleistungshandels zwi-
schen ihnen zu schaffen.

28 SR 0.632.20, Anhang 1.B
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Artikel 28 Offentliches Beschaffungswesen

1. Die Vertragsparteien verbessern das gegenseitige Verstandnis ihrer Gesetze und Vorschriften tber
das offentliche Beschaffungswesen, um ihre jeweiligen Beschaffungsmarkte auf der Grundlage der
Nichtdiskriminierung und Gegenseitigkeit schrittweise zu liberalisieren.

2. Jede Vertragspartei veroffentlicht ihre Gesetze, Vorschriften und allgemein gultigen Verwaltungs-
entscheide, die ihre Beschaffungsmarkte tangieren kénnen, sowie die entsprechenden internationa-
len Abkommen, bei denen sie Vertragspartei ist, oder macht sie anderweitig offentlich zugéanglich.
Jede Vertragspartei antwortet unverziglich auf spezifische Fragen und stellt einer anderen Ver-
tragspartei auf Ersuchen Informationen zu solchen Angelegenheiten zur Verfugung.

3. Gewahrt eine Vertragspartei nach Inkrafttreten dieses Abkommens einer Nicht-Vertragspartei in
Bezug auf den Zugang zu ihren Beschaffungsmérkten zusatzliche Vorteile, so willigt sie in die Auf-
nahme von Verhandlungen ein, um diese Vorteile auf Grundlage der Gegenseitigkeit auf eine ande-
re Vertragspartei auszudehnen.

5. Kapitel Zahlungen und Kapitalverkehr

Artikel 29 Zahlungen fir laufende Geschéfte

Unter Vorbehalt der Bestimmungen von Artikel 31 verpflichten sich die Vertragsparteien, jegliche Zah-
lungen fur laufende Geschéfte in einer frei konvertierbaren Wéahrung zuzulassen.

Artikel 30 Kapitalverkehr

1. Unter Vorbehalt der Bestimmungen von Artikel 31 stellen die Vertragsparteien sicher, dass Kapital
fur Investitionen in geméss ihrem jeweiligen Recht gebildeten Unternehmen, jegliche daraus erzielte
Ertrage sowie Betrage, die aus der Liquidation von Investitionen stammen, frei transferiert werden
kénnen.

2. Die Vertragsparteien halten Konsultationen im Hinblick auf die Erleichterung des Kapitalverkehrs
zwischen den EFTA-Staaten und Bosnien und Herzegowina sowie dessen vollstandige Liberalisie-
rung ab, sobald es die Umstéande erlauben.

Artikel 31 Zahlungsbilanzschwierigkeiten

Bei bestehenden oder drohenden schwerwiegenden Zahlungsschwierigkeiten kann der betreffende
EFTA-Staat oder Bosnien und Herzegowina in Ubereinstimmung mit den Bedingungen nach GATT
19942 und GATS?0 sowie den Artikeln des Ubereinkommens tiber den Internationalen Wahrungsfonds3!
Beschrankungen fur laufende Zahlungen und den Zahlungsverkehr erlassen, sofern solche Massnah-
men unbedingt erforderlich sind. Die Massnahmen werden voriibergehend, gerecht und nichtdiskriminie-
rend angewendet. Der betreffende EFTA-Staat oder gegebenenfalls Bosnien und Herzegowina informiert
die anderen Vertragsparteien unverziglich Uber solche Massnahmen und unterbreitet so schnell wie
maoglich einen Zeitplan flr deren Beseitigung.

Artikel 32 Ausnahmen

Fur die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien nach diesem Kapitel finden bezuglich der allgemeinen
Ausnahmen und der Ausnahmen zur Wahrung der Sicherheit mutatis mutandis Artikel 24 dieses Ab-
kommens sowie Artikel XIV Buchstaben a) bis c) und Artikel XIVbis Absatz 1 GATS®? Anwendung, die
hiermit mutatis mutandis zu Bestandteilen dieses Abkommens erklart werden.

29 SR 0.632.20, Anhang 1A.1
30 SR 0.632.20, Anhang 1.B
31 SR 0.979.1

32 SR 0.632.20, Anhang 1.B
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6. Kapitel Handel und nachhaltige Entwicklung

Artikel 33 Hintergrund und Ziele

1.

Die Vertragsparteien erinnern an die Stockholmer Erklarung tber die Umwelt des Menschen von
1972, die Rio-Erklarung uber Umwelt und Entwicklung von 1992, die Agenda 21 fir Umwelt und
Entwicklung von 1992, die Erklarung der IAO Uber grundlegende Prinzipien und Rechte bei der Ar-
beit und ihre Folgemassnahmen von 1998, den Aktionsplan von Johannesburg fir nachhaltige Ent-
wicklung von 2002, die Ministererklarung des Wirtschafts- und Sozialrats der Vereinten Nationen zu
Vollbeschaftigung und menschenwirdiger Arbeit von 2006 sowie an die Erklarung der IAO Uber so-
ziale Gerechtigkeit fur eine faire Globalisierung von 2008.

Die Vertragsparteien anerkennen, dass die Wirtschaftsentwicklung, die soziale Entwicklung und der
Umweltschutz Elemente der nachhaltigen Entwicklung sind, die voneinander abhangig sind und sich
gegenseitig unterstitzen. Sie betonen den Nutzen der Zusammenarbeit in handelsbezogenen Ar-
beits- und Umweltangelegenheiten als Teil eines umfassenden Ansatzes zu Handel und nachhalti-
ger Entwicklung.

Die Vertragsparteien bekraftigen ihre Verpflichtung, die Entwicklung des internationalen Handels in
einer Weise zu foérdern, die einen Beitrag zum Ziel der nachhaltigen Entwicklung leistet, sowie die-
ses Ziel in ihre Handelsbeziehung einzubeziehen und zu beriicksichtigen.

Artikel 34 Anwendungsbereich

Vorbehéltlich anderslautender Bestimmungen dieses Kapitels gilt dieses Kapitel fir von den Vertragspar-
teien getroffene oder beibehaltene Massnahmen, die Handels- und Investitionsaspekte von Arbeits-33
und Umweltfragen betreffen.

Artikel 35 Recht auf Regulierungstatigkeit und Schutzniveaus

1.

Unter Anerkennung des Rechts jeder Vertragspartei, gemass den Bestimmungen dieses Abkom-
mens ihr eigenes Arbeitsschutz- und Umweltschutzniveau zu bestimmen und ihre massgebenden
Gesetze und Politiken entsprechend festzulegen oder zu &ndern, ist jede Vertragspartei bestrebt,
sicherzustellen, dass ihre Gesetze, Politiken und Praktiken ein hohes Umweltschutz- und Arbeits-
schutzniveau vorsehen und férdern, das mit den Normen, Grundsétzen und Ubereinkommen nach
den Artikeln 37 und 38 im Einklang steht, und bemiiht sich, die in diesen Gesetzen und Politiken
vorgesehenen Schutzniveaus weiter zu verbessern.

Die Vertragsparteien anerkennen die Bedeutung der Beriicksichtigung von wissenschaftlichen,
technischen und sonstigen Informationen sowie der einschlagigen internationalen Normen, Richtli-
nien und Empfehlungen bei der Vorbereitung und Umsetzung von Massnahmen, die im Zusam-
menhang mit Umwelt- und Arbeitsbedingungen stehen und Auswirkungen auf den Handel und die
Investitionen zwischen den Vertragsparteien haben.

Artikel 36 Aufrechterhaltung der Schutzniveaus bei der Anwendung und Durchset-

zung von Gesetzen, Vorschriften und Normen

Die Vertragsparteien setzen ihre Gesetze, Vorschriften oder Normen im Bereich des Umwelt- und
Arbeitsschutzes in einer Weise wirksam durch, die den Handel oder die Investitionen zwischen den
Vertragsparteien nicht beeinflusst.

Vorbehaltlich Artikel 35 darf keine Vertragspartei:

(a) das in ihren Gesetzen, Vorschriften oder Normen vorgesehene Umweltschutz- oder Arbeits-
schutzniveau allein als Anreiz fir Investitionen aus einer anderen Vertragspartei oder zur Errei-
chung oder Vergrosserung eines Wettbewerbsvorteils zugunsten von in ihrem Hoheitsgebiet
tatigen Herstellern oder Dienstleistungserbringern abschwéchen oder senken; oder

33

Wird in diesem Kapitel auf Arbeit Bezug genommen, so schliesst dies die Punkte ein, die fir die in
der IAO vereinbarten Agenda fir menschenwuirdige Arbeit massgebend sind.
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(b) auf solche Gesetze, Vorschriften und Normen verzichten oder sonst von ihnen abweichen,
noch einen solchen Verzicht oder eine solche Abweichung anbieten, um Investitionen aus einer
anderen Vertragspartei zu férdern oder einen Wettbewerbsvorteil zugunsten von in ihrem Ho-
heitsgebiet tatigen Herstellern oder Dienstleistungserbringern zu erzielen oder zu vergréssern.

Artikel 37 Internationale Arbeitsnormen und Arbeitstiibereinkommen

1.

2.

3.

4.

Die Vertragsparteien erinnern an die sich aus der Mitgliedschaft in der IAO34 und der von der Inter-
nationalen Arbeitskonferenz an ihrer 86. Tagung 1998 angenommenen Erklarung der IAO Uber
grundlegende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit und ihre Folgemassnahmen ergebenden Ver-
pflichtungen, wonach die Grundsétze betreffend die grundlegenden Rechte einzuhalten, zu férdern
und zu verwirklichen sind, namlich:

(a) die Vereinigungsfreiheit und die effektive Anerkennung des Rechts auf Kollektivverhandlungen;
(b) die Beseitigung aller Formen von Zwangs- oder Pflichtarbeit;

(c) die effektive Abschaffung der Kinderarbeit; und

(d) die Beseitigung der Diskriminierung in Beschéftigung und Beruf.

Die Vertragsparteien bekraftigen ihre Verpflichtung im Rahmen der Ministererklarung des Wirt-
schafts- und Sozialrats der Vereinten Nationen zu Vollbeschaftigung und menschenwtrdiger Arbeit
von 2006, die produktive Vollbeschéaftigung und eine menschenwirdige Arbeit fir alle als Schlis-
selelement der nachhaltigen Entwicklung aller Lander und als vorrangiges Ziel der internationalen
Zusammenarbeit anzuerkennen und die Entwicklung des internationalen Handels in einer Weise zu
fordern, die der produktiven Vollbeschaftigung und menschenwurdigen Arbeit fir alle forderlich ist.

Die Vertragsparteien erinnern an die sich aus der Mitgliedschaft in der IAO ergebenden Verpflich-
tungen, die von ihnen ratifizierten 1AO-Ubereinkommen wirksam umzusetzen und sich bestandig
und nachhaltig um die Ratifikation der grundlegenden Ubereinkommen der IAO und der weiteren
von dieser als «up-to-date» qualifizierten Ubereinkommen zu bemiihen.

Die Verletzung von grundlegenden Prinzipien und Rechten bei der Arbeit wird nicht als legitimer
Wetthewerbsvorteil geltend gemacht oder sonst zu diesem Zweck verwendet. Arbeitsstandards dir-
fen nicht fur handelsprotektionistische Zwecke verwendet werden.

Artikel 38 Multilaterale Umweltibereinkommen und Umweltprinzipien

Die Vertragsparteien bekréftigen ihre Verpflichtung, die multilateralen Umweltiibereinkommen, deren
Partei sie sind, in ihrem jeweiligen innerstaatlichen Recht und ihren innerstaatlichen Praktiken wirksam
umzusetzen, sowie die Befolgung der Umweltprinzipien, welche in den in Artikel 33 genannten internati-
onalen Instrumenten enthalten sind.

Artikel 39 Forderung eines nachhaltigen Handels und nachhaltiger Investitionen

1.

Die Vertragsparteien sind bestrebt, Auslandsinvestitionen in sowie den Handel mit und die Verbrei-
tung von umweltfreundlichen Waren und Dienstleistungen, einschliesslich Umwelttechnologien,
nachhaltiger erneuerbarer Energien und energieeffizienter oder ein Umweltzeichen tragender W a-
ren und Dienstleistungen, zu erleichtern und zu férdern, unter anderem indem damit zusammen-
hangende nichttarifare Handelshemmnisse angegangen werden.

Die Vertragsparteien sind bestrebt, Auslandsinvestitionen in sowie den Handel mit und die Verbrei-
tung von nachhaltigen Waren und Dienstleistungen zu erleichtern und zu férdern, einschliesslich
Waren und Dienstleistungen im Rahmen von Programmen fir fairen oder ethischen Handel.

Fur die Zwecke der Absatze 1 und 2 vereinbaren die Vertragsparteien einen Meinungsaustausch
und kénnen gemeinsam oder bilateral in diesem Bereich eine Zusammenarbeit in Betracht ziehen.

Die Vertragsparteien ermutigen die Zusammenarbeit zwischen Unternehmen bezlglich Waren,
Dienstleistungen und Technologien, die einen Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung leisten und
umweltfreundlich sind.

34
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Artikel 40 Zusammenarbeit in internationalen Foren

Die Vertragsparteien sind bestrebt, ihre Zusammenarbeit hinsichtlich handels- und investitionsbezogener
Arbeits- und Umweltfragen von gegenseitigem Interesse in relevanten bilateralen, regionalen und multila-
teralen Foren, denen sie angehdoren, zu verstarken.

Artikel 41 Durchfiihrung und Konsultationen

1. Die Vertragsparteien bezeichnen die Verwaltungsstellen, die fur die Durchfiihrung dieses Kapitels
als Kontaktstellen dienen.

2. Eine Vertragspartei kann uber die Kontaktstelle(n) nach Absatz 1 zu jeder Angelegenheit, die sich
aus diesem Kapitel ergibt, um Konsultationen auf Expertenebene oder im Gemischten Ausschuss
ersuchen. Die Vertragsparteien unternehmen jegliche Anstrengung, um zu einer gegenseitig zufrie-
denstellenden Lésung der Angelegenheit zu gelangen. Wo angebracht und zwischen den Vertrags-
parteien vereinbart, kbnnen sie einschlagige internationale Organisationen oder Gremien um Rat
angehen.

3. Ist eine Vertragspartei der Auffassung, dass eine Massnahme einer anderen Vertragspartei die
Verpflichtungen aus diesem Kapitel nicht erfillt, so kann sie Konsultationen nach Artikel 44 Absat-
ze 1-3 in Anspruch nehmen.

Artikel 42  Uberprifung

Die Vertragsparteien uberprifen im Gemischten Ausschuss regelmassig den Fortschritt, der bei der Ver-
folgung der in diesem Kapitel aufgefiihrten Ziele erreicht wurde, und tragen entsprechenden internationa-
len Entwicklungen Rechnung, um Bereiche zu ermitteln, in denen weitere Massnahmen diese Ziele for-
dern kdnnten.

7. Kapitel Institutionelle Bestimmungen

Artikel 43 Gemischter Ausschuss

1. Die Vertragsparteien setzen hiermit den Gemischten Ausschuss EFTA-Bosnien und Herzegowina
ein. Er besteht aus Vertretern der Vertragsparteien, die von hohen Beamten angefuhrt werden.

2. Der Gemischte Ausschuss:

(a) beaufsichtigt und Uberpriift die Umsetzung dieses Abkommens unter anderem durch eine Ge-
samtprufung der Anwendung der Bestimmungen dieses Abkommens, unter gebuhrender Be-
rucksichtigung spezifischer Uberprifungsklauseln dieses Abkommens;

(b) Uberprift weiter die Moglichkeit der Beseitigung von Handelsschranken und anderen den Han-
del zwischen den EFTA-Staaten und Bosnien und Herzegowina einschrankenden Massnah-
men;

(c) beaufsichtigt die weitere Entwicklung dieses Abkommens;

(d) beaufsichtigt die Arbeit aller Unterausschiisse und Arbeitsgruppen, die nach diesem Abkom-
men eingesetzt werden;

(e) bemuiht sich um die Beilegung von Streitigkeiten beziglich der Auslegung oder Anwendung
dieses Abkommens; und

(f) prift jede andere Angelegenheit, die das Funktionieren dieses Abkommens berthrt.

3. Der Gemischte Ausschuss kann Unterausschisse und Arbeitsgruppeneinsetzen, die er zur Unter-
stlitzung bei der Erfullung seiner Aufgaben als erforderlich erachtet. Vorbehdltlich abweichender
Bestimmungen in diesem Abkommen arbeiten Unterausschiisse und Arbeitsgruppen im Auftrag des
Gemischten Ausschusses.

4. Der Gemischte Ausschuss fasst in den von diesem Abkommen vorgesehenen Fallen Beschlisse.
Zu anderen Angelegenheiten kann er Empfehlungen abgeben.
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Der Gemischte Ausschuss fasst Beschliisse und formuliert seine Empfehlungen im gegenseitigen
Einvernehmen.

Der Gemischte Ausschuss kommt bei Bedarf im gegenseitigen Einvernehmen, in der Regel aber
alle zwei Jahre zusammen. Seine Treffen werden von einem EFTA-Staat und Bosnien und Herze-
gowina gemeinsam prasidiert. Der Gemischte Ausschuss gibt sich eine Geschaftsordnung.

Jede Vertragspartei kann jederzeit durch schriftliche Mitteilung an die anderen Vertragsparteien um
die Durchfiihrung einer ausserordentlichen Sitzung des Gemischten Ausschusses ersuchen. Solch
eine Sitzung findet innerhalb von 30 Tagen nach Eingang des Ersuchens statt, sofern die Vertrags-
parteien nichts anderes vereinbaren.

Der Gemischte Ausschuss kann die Anderung der Anhange und des Protokolls iiber Ursprungsre-
geln zu diesem Abkommen, einschliesslich deren Appendices, beschliessen. Vorbehaltlich Absatz 9
kann er einen Zeitpunkt fiir das Inkrafttreten solcher Beschlusse festlegen.

Hat ein Vertreter einer Vertragspartei im Gemischten Ausschuss einen Beschluss unter dem Vorbe-
halt der Erfullung verfassungsrechtlicher Bestimmungen angenommen, so tritt der Beschluss zum
Zeitpunkt in Kraft, an dem die letzte Vertragspartei notifiziert, dass ihre innerstaatlichen Vorschriften
erfillt worden sind, sofern nicht der Beschluss einen spateren Zeitpunkt bestimmt. Der Gemischte
Ausschuss kann beschliessen, dass der Beschluss fur diejenigen Vertragsparteien in Kraft tritt, die
ihre innerstaatlichen Vorschriften erfillt haben, sofern Bosnien und Herzegowina eine dieser Ver-
tragsparteien ist. Eine Vertragspartei kann einen Beschluss des Gemischten Ausschusses bis zu
dessen Inkrafttreten fur diese Vertragspartei unter Vorbehalt ihrer verfassungsrechtlichen Bestim-
mungen vorlaufig anwenden.

8. Kapitel Streitbeilegung

Artikel 44 Konsultationen

1.

Im Falle von Meinungsverschiedenheiten in Bezug auf Auslegung, Umsetzung oder Anwendung
dieses Abkommens unternehmen die Vertragsparteien jegliche Anstrengung, um durch Zusammen-
arbeit und Konsultationen zu einer fur beide Seiten zufriedenstellenden Losung zu gelangen.

Eine Vertragspartei kann bezuglich einer bestehenden oder vorgesehenen Massnahme oder jeder
anderen Angelegenheit, die ihrer Einschatzung nach die Durchfiihrung dieses Abkommens beein-
trachtigen konnte, schriftlich Konsultationen mit jeder anderen Vertragspartei verlangen. Die antrag-
stellende Vertragspartei unterrichtet gleichzeitig die anderen Vertragsparteien schriftlich hiervon un-
ter Angabe aller sachdienlichen Informationen.

Die Konsultationen finden im Gemischten Ausschuss statt, falls eine der Vertragsparteien dies in-
nerhalb von 20 Tagen nach Eingang der Benachrichtigung nach Absatz 2 verlangt, um eine ge-
meinsam annehmbare Losung zu finden.

Antwortet die Vertragspartei, an die ein Antrag in Ubereinstimmung mit Absatz 2 gerichtet ist, nicht
innerhalb von 10 Tagen oder tritt sie nicht innerhalb von 20 Tagen nach Erhalt des Antrags in Kon-
sultationen ein, so kann die ersuchende Vertragspartei die Einsetzung eines Schiedsgerichts in
Ubereinstimmung mit Artikel 45 verlangen.

Artikel 45 Schiedsverfahren

1.

Streitigkeiten zwischen Vertragsparteien zur Auslegung von Rechten und Pflichten nach diesem
Abkommen, die nicht innerhalb von 60 Tagen nach Eingang des Konsultationsantrags durch direkte
Konsultationen oder im Gemischten Ausschuss beigelegt sind, kénnen durch die beschwerdefiih-
rende Vertragspartei mittels schriftlichen Antrags an die Vertragspartei, gegen die Beschwerde ge-
fihrt wird, einem Schiedsverfahren unterzogen werden. Eine Kopie des Antrags wird den (brigen
Vertragsparteien zugestellt, damit sie Uber eine Teilnahme am Schiedsverfahrenbefinden kénnen.
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10.

11.

Beantragt mehr als eine Vertragspartei die Einsetzung eines Schiedsgerichts in derselben Angele-
genheit oder betrifft der Antrag mehr als eine Vertragspartei, gegen die Beschwerde gefiihrt wird, so
wird nach Mdglichkeit ein einziges Schiedsgericht zur Beurteilung dieser Streitigkeiten eingesetzt.3>

Eine Vertragspartei, die keine Streitpartei ist, kann mit schriftichem Antrag an die Streitparteien dem
Schiedsgericht schriftliche Eingaben unterbreiten, schriftliche Eingaben einschliesslich Anhange der
Streitparteien erhalten, den Anhoérungen beiwohnen und mindliche Stellungnahmen abgeben.

Das Schiedsgericht besteht aus drei Mitgliedern, die in Ubereinstimmung mit den «Freiwilligen Re-
geln der Streitbeilegung zwischen zwei Staaten des Standigen Schiedshofes»3¢ (CPA) mit Stand
vom 20. Oktober 1992 (nachfolgend als «Freiwillige Regeln» bezeichnet), ernannt werden. Nimmt
ein Mitglied des Schiedsgerichts nicht am Schiedsverfahren teil, so liegt es vorbehéaltlich anderslau-
tendem Antrag einer Streitpartei im Ermessen der anderen Mitglieder, das Schiedsverfahren unge-
achtet des Umstands, dass ein Mitglied nicht teilnimmt, fortzufiihren und ein Urteil zu féallen.

Das Schiedsgericht prift die ihm im Antrag auf Einsetzung eines Schiedsgerichts unterbreitete An-
gelegenheit im Lichte der Bestimmungen dieses Abkommens, die in Ubereinstimmung mit den Aus-
legungsregeln des Vélkerrechts angewendet und ausgelegt werden. Das Urteil des Schiedsgerichts
ist endgultig und fir die Streitparteien bindend. Die Urteile des Schiedsgerichts werden veréffent-
licht, sofern die Streitparteien nichts anderes vereinbaren.

Die Verfahrenssprache ist Englisch. Die Anhérungen des Schiedsgerichts sind offentlich, sofern die
Streitparteien nichts anderesbestimmen. Jede Vertragspartei behandelt die Informationen als ver-
traulich, welche eine andere Vertragspartei dem Schiedsgericht unterbreitet und als vertraulich be-
zeichnet hat.

Die Streitparteien nehmen im Zusammenhang mit Angelegenheiten, mit denen sich das Schiedsge-
richt gerade befasst, keine einseitigen Kontakte zum Schiedsgericht auf.

Das Urteil des Schiedsgerichts ergeht innerhalb von 180 Tagen nach Ernennung des oder der Vor-
sitzenden des Schiedsgerichts. Dieser Zeitraum kann um hdchstens 90 Tage verlangert werden,
falls sich die Streitparteien darauf einigen.

Die Kosten des Schiedsgerichts einschliesslich der Entschadigung seiner Mitglieder werden von
den Streitparteien zu gleichen Teilen getragen. Jede Vertragspartei tragt die eigenen Kosten des
Schiedsverfahrens, insbesondere fir ihre Vertretung, Zeugen und Sachverstandigen und die dem
Schiedsgericht unterbreiteten Stellungnahmen.

Sofern in diesem Abkommen nicht anders bestimmt oder von den Streitparteien vereinbart, finden
die Freiwilligen Regeln Anwendung.

Streitigkeiten in derselben Angelegenheit, die sich nach diesem Abkommen und dem WTO-
Abkommen?” ergeben, kénnen nach freier Wahl der beschwerdefiihrenden Vertragspartei im einen
oder anderen Forum beigelegt werden. Die Wahl des einen Forums schliesst die Benutzung des
anderen Forums aus. Fir den Zweck dieses Absatzes gelten Streitbeilegungsverfahren nach dem
WTO-Abkommen oder diesem Abkommen als eingeleitet, wenn eine Vertragspartei die Einsetzung
eines Schiedsgerichts beantragt. Bevor eine Vertragspartei ein Streitbeilegungsverfahren nach der
WTO-Vereinbarung Uber Regeln und Verfahren fiir die Streitbeilegung3 gegen eine andere Ver-
tragspartei in einer Angelegenheit einleitet, die unter dieses Abkommen und das WTO-Abkommen
fallt, unterrichtet sie alle anderen Vertragsparteien tber ihre Absicht.

Artikel 46 Umsetzung des Urteils

1.

Die Vertragspartei, gegen die Beschwerde geflhrt wurde, setzt das Urteil des Schiedsgerichts ohne
Verzug um. Ist die unverziugliche Umsetzung undurchfuihrbar, so streben die Streitparteien danach,
sich auf eine angemessene Umsetzungsfrist zu einigen. Kommt innerhalb von 30 Tagen nach Erge-
hen des Urteils keine solche Einigung zustande, so kann jede Streitpartei innerhalb von 10 Tagen

35

36

37

38

Fur den Zweck dieses Kapitels werden die Begriffe «Vertragspartei» und «Streitpartei» unabhéngig
davon verwendet, ob an der Streitigkeit zwei oder mehr Vertragsparteien beteiligt sind.

SR 0.193.212
SR 0.632.20
SR 0.632.20, Anhang 2
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nach Ablauf dieser Frist vom urspringlichen Schiedsgericht verlangen, die Dauer der angemesse-
nen Frist festzusetzen.

2. Die betroffene Vertragspartei notifiziert der anderen Streitpartei schriftlich die zur Umsetzung des
Urteils ergriffenen Massnahmen.

3. Setzt die betroffene Vertragspartei das Urteil nicht innerhalb einer angemessener Frist um und ha-
ben die Streitparteien keinen Ausgleich vereinbart, so kann die andere Streitpartei bis zur korrekten
Umsetzung des Urteils oder bis zur anderweitigen Beilegung der Streitigkeit 30 Tage nach vorgan-
giger Notifikation die Anwendung von Vorteilen aus diesem Abkommen aussetzen, jedoch nur in
gleichwertigem Umfang wie die Vorteile, die von der Massnahme, welche vom Schiedsgericht fir
abkommensbriichig befunden wurde, betroffen sind.

4. Jede Streitigkeit in Bezug auf die Umsetzung des Urteils oder die notifizierte Aussetzung wird auf
Antrag einer Streitpartei vom ursprunglichen Schiedsgericht entschieden, bevor die Aussetzung von
Vorteilen angewendet werden kann. Das Schiedsgericht kann auch dariiber befinden, ob die Um-
setzungsmassnahmen, die nach der Aussetzung von Vorteilen ergriffen wurden, mit dem Urteil ver-
einbar sind und ob die Aussetzung von Vorteilen zu beenden oder zu &ndern ist. Das Urteil des
Schiedsgerichts nach diesem Absatz ergeht in der Regel innerhalb von 45 Tagen nach Eingang des
Antrags.

9. Kapitel Schlussbestimmungen

Artikel 47 Einhaltung von Verpflichtungen

Die Vertragsparteien treffen zur Einhaltung ihrer Verpflichtungen aus diesem Abkommen alle erforderli-
chen Massnahmen allgemeiner oder besonderer Art.

Artikel 48 Anhange und Protokolle

Die Anhange und das Protokoll Uber Ursprungsregeln zu diesem Abkommen sind einschliesslich ihrer
Appendices Bestandteile dieses Abkommens.

Artikel 49 Entwicklungsklausel

Die Vertragsparteien tberprifen dieses Abkommen im Hinblick auf die weiteren Entwicklungen der inter-
nationalen Wirtschaftsbeziehungen, unter anderem im Rahmen der WTO, und prifen in diesem Zusam-
menhang angesichts aller Gbrigen massgeblichen Faktoren die Méglichkeit, die Zusammenarbeit nach
diesem Abkommen weiter auszubauen, zu vertiefen und sie auf von diesem Abkommen nicht erfasste
Bereiche auszudehnen. Der Gemischte Ausschuss pruft diese Moglichkeit regelméssig und gibt den
Vertragsparteien gegebenenfalls Empfehlungen ab, insbesondere im Hinblick auf die Aufnahme von
Verhandlungen.

Artikel 50  Anderungen

1. Die Vertragsparteien konnen jede Anderung dieses Abkommens vereinbaren. Andere Anderungen
als solche nach Artikel 43 Absatz 8 werden den Vertragsparteien zur Ratifikation, Annahme oder
Genehmigung unterbreitet. Anderungen treten am ersten Tag des dritten Monats nach Hinterlegung
der letzten Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde in Kraft, sofern die Vertragspartei-
en nichts anderes vereinbaren.

2. Die Anderungstexte sowie die Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunden werden beim
Depositar hinterlegt.
Artikel 51 Beitritt

1. Jeder Staat, der Mitglied der Europaischen Freihandelsassoziation wird, kann vorbehaltlich der Ge-
nehmigung durch den Gemischten Ausschuss diesem Abkommen zu Bedingungen beitreten, auf
die sich die Vertragsparteien einigen. Die Beitrittsurkunde wird beim Depositar hinterlegt.
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2. Fur einen beitretenden Staat tritt dieses Abkommen am ersten Tag des dritten Monats nach Hinter-
legung seiner Beitrittsurkunde oder der Genehmigung der Beitrittsbedingungen der bisherigen Ver-
tragsparteien in Kraft, wobei der spatere Zeitpunkt massgebend ist.

Artikel 52 Rucktritt und Beendigung

1. Eine Vertragspartei kann durch schriftliche Notifikation an den Depositar von diesem Abkommen
zuriicktreten. Der Ricktritt wird sechs Monate nach dem Zeitpunkt wirksam, an dem der Depositar
die Notifikation erhalten hat.

2. Tritt Bosnien und Herzegowina zuriick, so erlischt dieses Abkommen, sobald der Rucktritt Wirkung
erlangt.

3. Jeder EFTA-Staat, der vom Ubereinkommen zur Errichtung der Européischen Freihandelsassoziati-
on3 zurlcktritt, hort am Tag, an dem sein Rucktrittwirksam wird, ipso facto auf, Vertragspartei die-
ses Abkommens zu sein.

Artikel 53 Inkrafttreten

1. Dieses Abkommen unterliegt in Ubereinstimmung mit den jeweiligen verfassungsrechtlichen Best-
immungen der Vertragsparteien der Ratifikation, Annahme oder Genehmigung. Die Ratifikations-,
Annahme- oder Genehmigungsurkunden werden beim Depositar hinterlegt.

2. Dieses Abkommen tritt fur diejenigen Vertragsparteien, die ihre Ratifikations-, Annahme- oder Ge-
nehmigungsurkunden beim Depositar hinterlegt oder ihm die vorlaufige Anwendung notifiziert ha-
ben, am ersten Tag des dritten Monats nach Eingang der letzten Hinterlegung einer Ratifikations-,
Annahme- oder Genehmigungsurkunde oder Notifikation der vorlaufigen Anwendung in Kraft, sofern
mindestens ein EFTA-Staat und Bosnien und Herzegowina darunter sind.

3. Fir einen EFTA-Staat, der seine Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde nach In-
krafttreten dieses Abkommens hinterlegt, tritt dieses Abkommen am ersten Tag des dritten Monats
nach Hinterlegung seiner Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde in Kraft.

4. Erlauben es ihre verfassungsrechtlichen Bestimmungen, kann jeder EFTA-Staat oder Bosnien und
Herzegowina dieses Abkommen bei anhéngiger Ratifikation, Annahme oder Genehmigung durch
diese Vertragspartei vorlaufig anwenden. Die vorlaufige Anwendung dieses Abkommens wird dem
Depositar notifiziert.

Artikel 54 Depositar

Die Regierung von Norwegen handelt als Depositar.

Zu Urkund dessen haben die hierzu gehorig befugten Unterzeichnenden dieses Abkommen unterzeich-
net.

Geschehen zu Trondheim, am 24. Juni 2013, in einer Urschrift in Englisch. Der Depositar tUbermittelt
allen Vertragsparteien beglaubigte Abschriften.

(Es folgen die Unterschriften)

% SR O0.632.31
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Liste der Anhange*°

Annex | Referred to in Subparagraph 1 (a) of Article 7 — Excluded Products
Annex Il Referred to in Subparagraph 1 (b) of Article 7 — Processed Agricultural Products
Table 1 to Annex I Tariff Concessions by the EFTA States
Table 2 to Annex Il Tariff Concessions by Bosnia and Herzegovina
Annex I Referred to in Subparagraph 1 (c) of Article 7— Fish and Other Marine Products
Annex IV Referred to in Paragraph 1 of Article 9 — Tariff Dismantling on Industrial Products
Annex V Referred to in Article 15 — Trade Facilitation
Annex VI Referred to in Article 16 — Mandate of the Sub-Committee on Rules of Origin, Cus-
toms Procedures and Trade Facilitation
Annex VII Referred to in Article 25 — Protection of Intellectual Property
Annex VIII Transitional Arrangement

Protocol on Rules of
Origin

Referred to in Article 8 — Definition of the Concept of «Originating Products» and
Methods of Administrative Cooperation

Appendix 1 to the Protocol Introductory Notes to the List in Appendix 2

on Rules of Origin

Appendix 2 to the Protocol List of working or processing required to be carried

on Rules of Origin out on non-originating materials in order that the
product manufactured can obtain originating status

Appendix 3A to the Protocol Specimens of movement certificate EUR.1 and

on Rules of Origin application for a movement certificate EUR.1

Appendix 3B to the Protocol Specimens of movement certificate EUR-MED and

on Rules of Origin application for a movement certificate EUR-MED

Appendix 4A to the Protocol Text of the Invoice Declaration
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	(a) angemessene Massnahmen zur Identifizierung von Investitionsmöglichkeiten sowie Informationskanäle bezüglich investitionsrelevanter Vorschriften;
	(b) den Informationsaustausch zu Massnahmen bezüglich der Förderung von Auslandsinvestitionen; und
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	3. Gewährt eine Vertragspartei nach Inkrafttreten dieses Abkommens einer Nicht-Vertragspartei in Bezug auf den Zugang zu ihren Beschaffungsmärkten zusätzliche Vorteile, so willigt sie in die Aufnahme von Verhandlungen ein, um diese Vorteile auf Grundl...
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	1. Unter Vorbehalt der Bestimmungen von Artikel 31 stellen die Vertragsparteien sicher, dass Kapital für Investitionen in gemäss ihrem jeweiligen Recht gebildeten Unternehmen, jegliche daraus erzielte Erträge sowie Beträge, die aus der Liquidation vo...
	2. Die Vertragsparteien halten Konsultationen im Hinblick auf die Erleichterung des Kapitalverkehrs zwischen den EFTA-Staaten und Bosnien und Herzegowina sowie dessen vollständige Liberalisierung ab, sobald es die Umstände erlauben.
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	2. Die Vertragsparteien anerkennen, dass die Wirtschaftsentwicklung, die soziale Entwicklung und der Umweltschutz Elemente der nachhaltigen Entwicklung sind, die voneinander abhängig sind und sich gegenseitig unterstützen. Sie betonen den Nutzen der Z...
	3. Die Vertragsparteien bekräftigen ihre Verpflichtung, die Entwicklung des internationalen Handels in einer Weise zu fördern, die einen Beitrag zum Ziel der nachhaltigen Entwicklung leistet, sowie dieses Ziel in ihre Handelsbeziehung einzubeziehen un...
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	(b) auf solche Gesetze, Vorschriften und Normen verzichten oder sonst von ihnen abweichen, noch einen solchen Verzicht oder eine solche Abweichung anbieten, um Investitionen aus einer anderen Vertragspartei zu fördern oder einen Wettbewerbsvorteil zug...


	Artikel 37 Internationale Arbeitsnormen und Arbeitsübereinkommen
	1. Die Vertragsparteien erinnern an die sich aus der Mitgliedschaft in der IAO  und der von der Internationalen Arbeitskonferenz an ihrer 86. Tagung 1998 angenommenen Erklärung der IAO über grundlegende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit und ihre Fo...
	(a) die Vereinigungsfreiheit und die effektive Anerkennung des Rechts auf Kollektivverhandlungen;
	(b) die Beseitigung aller Formen von Zwangs- oder Pflichtarbeit;
	(c) die effektive Abschaffung der Kinderarbeit; und
	(d) die Beseitigung der Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf.

	2. Die Vertragsparteien bekräftigen ihre Verpflichtung im Rahmen der Ministererklärung des Wirtschafts- und Sozialrats der Vereinten Nationen zu Vollbeschäftigung und menschenwürdiger Arbeit von 2006, die produktive Vollbeschäftigung und eine mensch...
	3. Die Vertragsparteien erinnern an die sich aus der Mitgliedschaft in der IAO ergebenden Verpflichtungen, die von ihnen ratifizierten IAO-Übereinkommen wirksam umzusetzen und sich beständig und nachhaltig um die Ratifikation der grundlegenden Überein...
	4. Die Verletzung von grundlegenden Prinzipien und Rechten bei der Arbeit wird nicht als legitimer Wettbewerbsvorteil geltend gemacht oder sonst zu diesem Zweck verwendet. Arbeitsstandards dürfen nicht für handelsprotektionistische Zwecke verwendet w...

	Artikel 38 Multilaterale Umweltübereinkommen und Umweltprinzipien
	Artikel 39 Förderung eines nachhaltigen Handels und nachhaltiger Investitionen
	1. Die Vertragsparteien sind bestrebt, Auslandsinvestitionen in sowie den Handel mit und die Verbreitung von umweltfreundlichen Waren und Dienstleistungen, einschliesslich Umwelttechnologien, nachhaltiger erneuerbarer Energien und energieeffizienter o...
	2. Die Vertragsparteien sind bestrebt, Auslandsinvestitionen in sowie den Handel mit und die Verbreitung von nachhaltigen Waren und Dienstleistungen zu erleichtern und zu fördern, einschliesslich Waren und Dienstleistungen im Rahmen von Programmen für...
	3. Für die Zwecke der Absätze 1 und 2 vereinbaren die Vertragsparteien einen Meinungsaustausch und können gemeinsam oder bilateral in diesem Bereich eine Zusammenarbeit in Betracht ziehen.
	4. Die Vertragsparteien ermutigen die Zusammenarbeit zwischen Unternehmen bezüglich Waren, Dienstleistungen und Technologien, die einen Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung leisten und umweltfreundlich sind.

	Artikel 40 Zusammenarbeit in internationalen Foren
	Artikel 41 Durchführung und Konsultationen
	1. Die Vertragsparteien bezeichnen die Verwaltungsstellen, die für die Durchführung dieses Kapitels als Kontaktstellen dienen.
	2. Eine Vertragspartei kann über die Kontaktstelle(n) nach Absatz 1 zu jeder Angelegenheit, die sich aus diesem Kapitel ergibt, um Konsultationen auf Expertenebene oder im Gemischten Ausschuss ersuchen. Die Vertragsparteien unternehmen jegliche Anstre...
	3. Ist eine Vertragspartei der Auffassung, dass eine Massnahme einer anderen Vertragspartei die Verpflichtungen aus diesem Kapitel nicht erfüllt, so kann sie Konsultationen nach Artikel 44 Absätze 1−3 in Anspruch nehmen.

	Artikel 42 Überprüfung

	7. Kapitel Institutionelle Bestimmungen
	Artikel 43 Gemischter Ausschuss
	1. Die Vertragsparteien setzen hiermit den Gemischten Ausschuss EFTA-Bosnien und Herzegowina ein. Er besteht aus Vertretern der Vertragsparteien, die von hohen Beamten angeführt werden.
	2. Der Gemischte Ausschuss:
	(a) beaufsichtigt und überprüft die Umsetzung dieses Abkommens unter anderem durch eine Gesamtprüfung der Anwendung der Bestimmungen dieses Abkommens, unter gebührender Berücksichtigung spezifischer Überprüfungsklauseln dieses Abkommens;
	(b) überprüft weiter die Möglichkeit der Beseitigung von Handelsschranken und anderen den Handel zwischen den EFTA-Staaten und Bosnien und Herzegowina einschränkenden Massnahmen;
	(c) beaufsichtigt die weitere Entwicklung dieses Abkommens;
	(d) beaufsichtigt die Arbeit aller Unterausschüsse und Arbeitsgruppen, die nach diesem Abkommen eingesetzt werden;
	(e) bemüht sich um die Beilegung von Streitigkeiten bezüglich der Auslegung oder Anwendung dieses Abkommens; und
	(f) prüft jede andere Angelegenheit, die das Funktionieren dieses Abkommens berührt.

	3. Der Gemischte Ausschuss kann Unterausschüsse und Arbeitsgruppeneinsetzen, die er zur Unterstützung bei der Erfüllung seiner Aufgaben als erforderlich erachtet. Vorbehältlich abweichender Bestimmungen in diesem Abkommen arbeiten Unterausschüsse und ...
	4. Der Gemischte Ausschuss fasst in den von diesem Abkommen vorgesehenen Fällen Beschlüsse. Zu anderen Angelegenheiten kann er Empfehlungen abgeben.
	5. Der Gemischte Ausschuss fasst Beschlüsse und formuliert seine Empfehlungen im gegenseitigen Einvernehmen.
	6. Der Gemischte Ausschuss kommt bei Bedarf im gegenseitigen Einvernehmen, in der Regel aber alle zwei Jahre zusammen. Seine Treffen werden von einem EFTA-Staat und Bosnien und Herzegowina gemeinsam präsidiert. Der Gemischte Ausschuss gibt sich eine G...
	7. Jede Vertragspartei kann jederzeit durch schriftliche Mitteilung an die anderen Vertragsparteien um die Durchführung einer ausserordentlichen Sitzung des Gemischten Ausschusses ersuchen. Solch eine Sitzung findet innerhalb von 30 Tagen nach Eingang...
	8. Der Gemischte Ausschuss kann die Änderung der Anhänge und des Protokolls über Ursprungsregeln zu diesem Abkommen, einschliesslich deren Appendices, beschliessen. Vorbehältlich Absatz 9 kann er einen Zeitpunkt für das Inkrafttreten solcher Beschlüss...
	9. Hat ein Vertreter einer Vertragspartei im Gemischten Ausschuss einen Beschluss unter dem Vorbehalt der Erfüllung verfassungsrechtlicher Bestimmungen angenommen, so tritt der Beschluss zum Zeitpunkt in Kraft, an dem die letzte Vertragspartei notifiz...


	8. Kapitel Streitbeilegung
	Artikel 44 Konsultationen
	1. Im Falle von Meinungsverschiedenheiten in Bezug auf Auslegung, Umsetzung oder Anwendung dieses Abkommens unternehmen die Vertragsparteien jegliche Anstrengung, um durch Zusammenarbeit und Konsultationen zu einer für beide Seiten zufriedenstellenden...
	2. Eine Vertragspartei kann bezüglich einer bestehenden oder vorgesehenen Massnahme oder jeder anderen Angelegenheit, die ihrer Einschätzung nach die Durchführung dieses Abkommens beeinträchtigen könnte, schriftlich Konsultationen mit jeder anderen Ve...
	3. Die Konsultationen finden im Gemischten Ausschuss statt, falls eine der Vertragsparteien dies innerhalb von 20 Tagen nach Eingang der Benachrichtigung nach Absatz 2 verlangt, um eine gemeinsam annehmbare Lösung zu finden.
	4. Antwortet die Vertragspartei, an die ein Antrag in Übereinstimmung mit Absatz 2 gerichtet ist, nicht innerhalb von 10 Tagen oder tritt sie nicht innerhalb von 20 Tagen nach Erhalt des Antrags in Konsultationen ein, so kann die ersuchende Vertragspa...

	Artikel 45 Schiedsverfahren
	1. Streitigkeiten zwischen Vertragsparteien zur Auslegung von Rechten und Pflichten nach diesem Abkommen, die nicht innerhalb von 60 Tagen nach Eingang des Konsultationsantrags durch direkte Konsultationen oder im Gemischten Ausschuss beigelegt sind, ...
	2. Beantragt mehr als eine Vertragspartei die Einsetzung eines Schiedsgerichts in derselben Angelegenheit oder betrifft der Antrag mehr als eine Vertragspartei, gegen die Beschwerde geführt wird, so wird nach Möglichkeit ein einziges Schiedsgericht zu...
	3. Eine Vertragspartei, die keine Streitpartei ist, kann mit schriftlichem Antrag an die Streitparteien dem Schiedsgericht schriftliche Eingaben unterbreiten, schriftliche Eingaben einschliesslich Anhänge der Streitparteien erhalten, den Anhörungen be...
	4. Das Schiedsgericht besteht aus drei Mitgliedern, die in Übereinstimmung mit den «Freiwilligen Regeln der Streitbeilegung zwischen zwei Staaten des Ständigen Schiedshofes»  (CPA) mit Stand vom 20. Oktober 1992 (nachfolgend als «Freiwillige Regeln» b...
	5. Das Schiedsgericht prüft die ihm im Antrag auf Einsetzung eines Schiedsgerichts unterbreitete Angelegenheit im Lichte der Bestimmungen dieses Abkommens, die in Übereinstimmung mit den Auslegungsregeln des Völkerrechts angewendet und ausgelegt werde...
	6. Die Verfahrenssprache ist Englisch. Die Anhörungen des Schiedsgerichts sind öffentlich, sofern die Streitparteien nichts anderesbestimmen. Jede Vertragspartei behandelt die Informationen als vertraulich, welche eine andere Vertragspartei dem Schied...
	7. Die Streitparteien nehmen im Zusammenhang mit Angelegenheiten, mit denen sich das Schiedsgericht gerade befasst, keine einseitigen Kontakte zum Schiedsgericht auf.
	8. Das Urteil des Schiedsgerichts ergeht innerhalb von 180 Tagen nach Ernennung des oder der Vorsitzenden des Schiedsgerichts. Dieser Zeitraum kann um höchstens 90 Tage verlängert werden, falls sich die Streitparteien darauf einigen.
	9. Die Kosten des Schiedsgerichts einschliesslich der Entschädigung seiner Mitglieder werden von den Streitparteien zu gleichen Teilen getragen. Jede Vertragspartei trägt die eigenen Kosten des Schiedsverfahrens, insbesondere für ihre Vertretung, Zeug...
	10. Sofern in diesem Abkommen nicht anders bestimmt oder von den Streitparteien vereinbart, finden die Freiwilligen Regeln Anwendung.
	11. Streitigkeiten in derselben Angelegenheit, die sich nach diesem Abkommen und dem WTO-Abkommen  ergeben, können nach freier Wahl der beschwerdeführenden Vertragspartei im einen oder anderen Forum beigelegt werden. Die Wahl des einen Forums schliess...

	Artikel 46 Umsetzung des Urteils
	1. Die Vertragspartei, gegen die Beschwerde geführt wurde, setzt das Urteil des Schiedsgerichts ohne Verzug um. Ist die unverzügliche Umsetzung undurchführbar, so streben die Streitparteien danach, sich auf eine angemessene Umsetzungsfrist zu einigen....
	2. Die betroffene Vertragspartei notifiziert der anderen Streitpartei schriftlich die zur Umsetzung des Urteils ergriffenen Massnahmen.
	3. Setzt die betroffene Vertragspartei das Urteil nicht innerhalb einer angemessener Frist um und haben die Streitparteien keinen Ausgleich vereinbart, so kann die andere Streitpartei bis zur korrekten Umsetzung des Urteils oder bis zur anderweitigen ...
	4. Jede Streitigkeit in Bezug auf die Umsetzung des Urteils oder die notifizierte Aussetzung wird auf Antrag einer Streitpartei vom ursprünglichen Schiedsgericht entschieden, bevor die Aussetzung von Vorteilen angewendet werden kann. Das Schiedsgerich...


	9. Kapitel Schlussbestimmungen
	Artikel 47 Einhaltung von Verpflichtungen
	Artikel 48 Anhänge und Protokolle
	Artikel 49 Entwicklungsklausel
	Artikel 50 Änderungen
	1. Die Vertragsparteien können jede Änderung dieses Abkommens vereinbaren. Andere Änderungen als solche nach Artikel 43 Absatz 8 werden den Vertragsparteien zur Ratifikation, Annahme oder Genehmigung unterbreitet. Änderungen treten am ersten Tag des d...
	2. Die Änderungstexte sowie die Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunden werden beim Depositar hinterlegt.

	Artikel 51 Beitritt
	1. Jeder Staat, der Mitglied der Europäischen Freihandelsassoziation wird, kann vorbehältlich der Genehmigung durch den Gemischten Ausschuss diesem Abkommen zu Bedingungen beitreten, auf die sich die Vertragsparteien einigen. Die Beitrittsurkunde wird...
	2. Für einen beitretenden Staat tritt dieses Abkommen am ersten Tag des dritten Monats nach Hinterlegung seiner Beitrittsurkunde oder der Genehmigung der Beitrittsbedingungen der bisherigen Vertragsparteien in Kraft, wobei der spätere Zeitpunkt massge...

	Artikel 52 Rücktritt und Beendigung
	1. Eine Vertragspartei kann durch schriftliche Notifikation an den Depositar von diesem Abkommen zurücktreten. Der Rücktritt wird sechs Monate nach dem Zeitpunkt wirksam, an dem der Depositar die Notifikation erhalten hat.
	2. Tritt Bosnien und Herzegowina zurück, so erlischt dieses Abkommen, sobald der Rücktritt Wirkung erlangt.
	3. Jeder EFTA-Staat, der vom Übereinkommen zur Errichtung der Europäischen Freihandelsassoziation  zurücktritt, hört am Tag, an dem sein Rücktrittwirksam wird, ipso facto auf, Vertragspartei dieses Abkommens zu sein.

	Artikel 53 Inkrafttreten
	1. Dieses Abkommen unterliegt in Übereinstimmung mit den jeweiligen verfassungsrechtlichen Bestimmungen der Vertragsparteien der Ratifikation, Annahme oder Genehmigung. Die Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunden werden beim Depositar hinte...
	2. Dieses Abkommen tritt für diejenigen Vertragsparteien, die ihre Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunden beim Depositar hinterlegt oder ihm die vorläufige Anwendung notifiziert haben, am ersten Tag des dritten Monats nach Eingang der letz...
	3. Für einen EFTA-Staat, der seine Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde nach Inkrafttreten dieses Abkommens hinterlegt, tritt dieses Abkommen am ersten Tag des dritten Monats nach Hinterlegung seiner Ratifikations-, Annahme- oder Genehmig...
	4. Erlauben es ihre verfassungsrechtlichen Bestimmungen, kann jeder EFTA-Staat oder Bosnien und Herzegowina dieses Abkommen bei anhängiger Ratifikation, Annahme oder Genehmigung durch diese Vertragspartei vorläufig anwenden. Die vorläufige Anwendung d...

	Artikel 54 Depositar
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